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Das Staatliche Komitee für Materialversorgung 
wird verpflichtet, alle Maßnahmen zu treffen, da­
mit der Bedarf der Betriebe an Arbeitsschutz­
kleidung und -mittein gedeckt werden kann.
Die Staatliche Plankommission und das Mini­
sterium für Arbeit werden beauftragt, exakte 
Methoden einer richtigen Planung der Produktion 
von Arbeitsschutzvorrichtungen auszuarbeiten, die 
eine ständige und sorgfältige Kontrolle in der Pro­
duktion ermöglichen.

10. Den Gewerkschaften wird empfohlen, regelmäßig 
Besichtigungen der Ausrüstungen, Werkzeuge und 
Vorrichtungen vom Standpunkt der Gewähr­
leistung des Arbeitsschutzes und der technischen 
Sicherheit sowohl im ganzen Betrieb als auch in 
einzelnen Abteilungen und Abschnitten zu organi­
sieren und auf rechtzeitige und vollständige Durch­
führung der Vorschläge der Arbeiter zu dringen, 
die eine Verbesserung des Arbeitsschutzes und der 
technischen Sicherheit gewährleisten.

11. Den Betriebsleitern wird es zur Pflicht gemacht, 
die Ausbildung und Anleitung der Arbeiter mit 
Hilfe unfallsicherer Arbeitsmethoden durchzuführen 
und den Arbeitsschutz allseitig zu verbessern.
Zur Bedienung komplizierter Aggregate, Ein­
richtungen und Maschinen sowie zur Durchführung 
anderer verantwortlicher oder gefährlicher Arbeiten 
sind nur solche Personen zuzulassen, die den Be­
stimmungen des Arbeitsschutzes genügen.

12. Die Kontrolle des sanitären Zustandes der Be­
triebe ist durch folgende Maßnahmen zu ver­
stärken:
a) Dem Ministerium für Gesundheitswesen wird die 

Kontrolle des sanitären Zustandes in allen 
Industrie- und Verkehrsbetrieben zur besonderen 
Pflicht gemacht. Im Ministerium für Gesund­
heitswesen und bei den Räten der Bezirke sind 
entsprechende Sanitätsinspektionen zu bilden 
und Bestimmungen für die sanitäre Aufsicht in 
den Betrieben für jeden Wirtschaftszweig aus­
zuarbeiten.

b) Die Betriebsärzte werden verpflichtet, zusammen 
mit den Vertretern der Gewerkschaft strengstens 
auf die Einhaltung der Bestimmungen der sani­
tären Aufsicht in den Betrieben zu achten.

c) Die Leiter der volkseigenen Betriebe werden 
verpflichtet, vom Frühjahr 1954 an umfangreiche 
Arbeiten zur Bepflanzung der Betriebsgelände, 
zur Anlage von Rasen- und Blumenbeeten in 
Angriff zu nehmen.
Die erforderlichen Anschaffungen werden aus 
dem Betriebsfonds finanziert, der dem Direktor 
zur Verfügung steht. Zur Errichtung dieser An­
lagen sind Gemeinschaftsleistungen zu organi­
sieren. Die Kosten der laufenden Unterhaltung 
sind im Rahmen des bestätigten Finanzplanes 
zu decken.

13. Die Räte der Bezirke und Kreise werden ver­
pflichtet, den Bedarf der Sanatorien und Erholungs­
heime der Arbeiter an Inventar und Wäsche sowie 
an Lebensmitteln für die Diäternährung aus­
reichend zu sichern.
Das Ministerium für Eisenbahnwesen wird beauf­
tragt, Maßnahmen zu treffen, um allen im FDGB 
organisierten Werktätigen einmal im Jahr für eine 
Urlaubsreise, die in die Zeit des ihnen gesetzlich 
zustehenden Urlaubs fällt, eine Fahrpreisermäßi­
gung von 3373 °/o bei Inanspruchnahme der Eisen­
bahn zu gewähren.

14. Um die Beförderung der Arbeiter auf den Verkehrs­
mitteln zu verbessern, sind folgende Maßnahmen zu 
treffen:
a) Im Jahre 1954 ist der Autobus-Park der 

Deutschen Demokratischen Republik durch 700 
neue Autobusse und Anhänger zu vergrößern. 
Die neuen Autobusse sind vorwiegend auf 
solchen Linien einzusetzen, die dem Arbeiter­
berufsverkehr dienen.

b) Der Bestand an Eisenbahnwaggons für den ört­
lichen Berufsverkehr ist zu vergrößern. Für 
diese Zwecke sind im Jahre 1954 mindestens 100 
neue Waggons und 100 Doppelstockwagen zu 
bauen sowie 150 beschädigte Waggons wieder­
herzustellen.

c) Durch die Räte der Bezirke und Kreise sowie 
durch die Eisenbahndirektionen sind Maßnahmen 
zu ergreifen, um bei der Aufstellung der Eisen­
bahn-, Autobus- und Straßenbahnfahrpläne m 
erster Linie die Bedürfnisse des Arbeiterberufs­
verkehrs zu berücksichtigen und damit für die 
Arbeiter die größtmöglichen Erleichterungen 
zu schaffen.
Die örtlichen Organe der Staatsgewalt haben in 
den erforderlichen Fällen das Netz der Autobus- 
und Straßenbahnlinien und die Haltestellen zu 
überprüfen, damit die Linienführung und die 
Haltestellenverteilung am besten den Bedürf­
nissen der Betriebsarbeiter entspricht. An den 
Autobus-Haltestellen, die vor allem dem Arbeiter­
berufsverkehr dienen, sind von den örtlichen 
Organen des Staates weitgehende Unterstellmög­
lichkeiten zum Schutz gegen Witterungseinflüsse 
zu schaffen.

15. Den Gewerkschaftsorganen wird empfohlen, die 
Kontrolle der Arbeit in den Betriebsspeiseräumen 
(Kantinen) zu verstärken und zu veranlassen, daß 
die Bedienung der Arbeiter verbessert wird.
Die Betriebsleiter werden verpflichtet, umgehend 
die vorhandenen Mängel in der Arbeit der Betriebs- 
Kantinen zu beseitigen, eine weitere Verbesserung 
der Qualität des Essens und der Bedienung der 
Arbeiter zu gewährleisten sowie die Kantinen mit 
dem noch fehlenden Inventar und mit Eßbestecken 
auszustatten.
Die Räte der Bezirke und Kreise sowie die Betriebs­
leiter werden verpflichtet, in den Kantinen der 
Betriebe mit mehr als 200 Beschäftigten Diät­
ernährung für diejenigen Arbeiter und Angestellten, 
die einer solchen Ernährung bedürfen, einzurichten.

16. Unter Berücksichtigung der Wünsche der Arbeiter 
und Angestellten wird das Ministerium für Handel 
und Versorgung beauftragt, ab 1. Januar 1954 in 
den Städten und Arbeitersiedlungen mit dem Ver­
kauf von Industriewaren und Lebensmitteln in den 
Abendstunden sowie an Sonntagen zu beginnen und 
zu diesem Zweck besondere Geschäfte zu bestimmen.

17. Die Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik betrachtet die Verbesserung der Renten­
versorgung der Arbeiter und Angestellten als eine 
ihrer wichtigsten Aufgaben.
Als erster Schritt in dieser Richtung wird — unter 
Berücksichtigung der der Regierung zur Verfügung 
stehenden finanziellen und materiellen Mittel — ab 
1954 eine Zusatzrentenversorgung der Arbeiter und 
Angestellten in den wichtigsten volkseigenen Be­
trieben der Republik geschaffen. Das Ministerium 
für Arbeit wird beauftragt, in Übereinstimmung mit


